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Die Fortbildung der wirtschafts-
und sozialpolitischen Ideen in der Schweiz1) 

Von Dr. Paul Gygax, Zürich 

«Wirklich gross ist nur die Politik, die zu 
höhern und dauernden Gestaltungen führt, nicht 
die, welche im Erfolg der Gegenwart die Anfänge 
der eigenen Vernichtung trägt . Und da wird 
vielleicht im Licht der kommenden Völkerent­
wicklung unser bescheidener Staatsgedanke 
nicht so klein erscheinen wie in der heutigen 
Zeit.» 

Max Huber: Der schweizerische Staatsgedanke. 
(Zürich 1916.) 

Der Krieg und die Nachkriegszeit mit ihren wirtschaftlichen, politischen und 
sozialen Umwälzungen haben auch in der Schweiz zum Nachdenken über die 
Geschichte und die Grundlagen der schweizerischen Wirtschafts- und Sozialpolitik 
geführt. Die letzten vier Jahrzehnte, die in diese Betrachtung einbezogen wurden, 
brachten der Schweiz nicht nur eine bedeutende wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung, sondern veränderten auch ihre ökonomische Struktur und politische 
Physiognomie. Die Fortbildung und Wandlung der Ideen kann auf diesem knappen 
Räume nur angedeutet werden. Die zeitliche Beschränkung bringt es mit sich, 
dass diese Arbeit nur ein Fragment darstellt. Sie will auch nur als ein solches 
gewertet werden. Ideen und Aktionen der einzelnen wirtschafts- und sozial­
politischen Richtungen finden ihre Würdigung innerhalb des Rahmens, in welchem 
sie sich abspielten 2). 

x) Dieser Aufsatz ist eine in erweiterter Form wiedergegebene Antrittsvorlesung an der 
Universität Zürich. — Die wirtschafts- und sozialpolitische Ideenforschung wird im Auslande 
häufiger betrieben als in der Schweiz. Heinrich Herkner gliedert seine «Arbeiterfrage»(achte Auf­
lage 1922, Berlin und Leipzig) im zweiten Teil in «soziale Theorien und Parteien». Raymond 
de Waha schrieb 1910 (Enke, Stuttgart) ein Buch: «Die Nationalökonomie in Frankreich», 
das zum Teil trefflich den unermesslichen Gedankenreichtum der französischen National­
ökonomie aufzeigt. In den Festgaben für Lujo Brentano (München 1925), «Die Wirtschafts­
wissenschaft nach dem Kriege», werden fesselnde Aufsätze geboten über die «wirtschaftspoli­
tischen Strömungen» und die «Wirtschaftswissenschaften und die Nationen». Endlich sei noch 
auf das «Handbuch der Politik», B a n d i i (Berlin 1912), hingewiesen auf den Aufsatz: «Die poli­
tischen Parteien in Deutschland». In kritischer Weise setzt sich Emil Dürr (NeuzeitlicheWand­
lungen in der schweizerischen Politik, Basel 1928) mit dem schweizerischen Parteiwesen vom 
Standpunkt der Verwirtschaftlichung der politischen Motive und Parteien auseinander. 

2) Nicht nur die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Schweiz ist in der Nachkriegszeit 
Gegenstand lebhafter Erörterung und Kritk sondern auch die allgemeinen politischen Ideen. 
Es wäre zu verweisen auf Dietrich Schindler : « Ideen und Interessen in den politischen Parteien», 
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Unsere Betrachtung beginnt mit der Frage, ob die Ideen des Manchestertums 
sich, wie früher auch in der Schweiz, noch länger der überwiegenden Geltung er­
freuen konnten. Nicht nur in der freisinnigen, sondern auch in der sogenannten 
«Zentrumspartei» (liberalkonservativ) fand in den letzten Jahrzehnten eineAWce/ir 
vom schrankenlosen Individualismus statt. Cramer-Frey, der ihr zugehörte, sagte im 
Jahre 1883 im Nationalrat: «Die reine Manchestertheorie ist unhaltbar geworden, 
weil sie durch die plötzlich allzu weit getriebene Konsequenz das Tempo mit den 
übrigen, auch den sozialen Faktoren nicht eingehalten hat. Je hartnäckiger 
wir uns gegen die moderne Anschauung von den Pflichten des Staates stemmen, 
desto schärfer muss der Einbruch in das Bestehende sich gestalten ; er kann dann 
leicht in eine ungesunde und verderbliche Reaktion ausarten.» Im Gegensatz zu 
seinen liberalkonservativen Gesinnungsfreunden, aber auch zu Numa Droz, trat 
Cramer-Frey aus höheren wirtschaftlichen Gründen für die Verstaatlichung der 
Eisenbahnen ein, indem er u.a. ausführte: «Die schon längst als Bedürfnis empfun­
dene Vereinheitlichung des Betriebes der Hauptnetze und alle darauf hinzielenden 
Bestrebungen durch das Mittel von Fusionen unter den bestehenden grössern Bahn­
gesellschaften scheiterten an den Rücksichten auf lokale, teils persönliche Interessen 
und an einer gewissen Engherzigkeit in der Auffassung der grossen Frage als Ganzes. 
Der Zustand der Zersplitterung im Eisenbahnwesen ist ungesund und unhaltbar; 
die Bahngesellschaften sind ohnmächtig, aus eigener Initiative die Unifikation 
des Betriebes herzustellen ; die Amortisation der Bahnen ist im Interesse der wirt­
schaftlichen Konkurrenz gegenüber dem Auslande unumgänglich.» Dann fuhr er 
wörtlich weiter: «So ist es ganz natürlich, dass nach und nach bei einer grossen 
Zahl solcher Bürger, welche sonst einer weitgehendenVermehrung der staatlichen 
Gewalt und einer übertriebenen Einmischung der letztern in die private Tätigkeit 
abhold sind und die heute noch die feste Überzeugung haben, dass die anfängliche 
Übernahme des Baues und Betriebes der Bahnen durch den Staat unser Land in 
namenloses Unglück gestürzt hätte, der Gedanke von der Notwendigkeit der Ver­
staatlichung zur Reife gediehen ist. » 

Der typische Vertreter des ökonomischen Liberalismus war unter den radi­
kalen westschweizerischen Politikern Numa Droz1), sogar einer der heftigsten 
Gegner der Verstaatlichung der Hauptbahnen. Ende Dezember des Jahres 1892 

•Wissen und Leben», Jahrgang 1925, ferner in derselben Zeitschrift William Martin : «Réflexions 
sur les élections fédérales» (1925). P. Mori: «Schweizerische Politik» (1924). E Schürch: «Eine 
andere Betrachtung» (1925). Ferner Hans Nabholz: «Das Problem der Verantwortung in der 
schweizerischen Demokratie», Zürich 1916, Oscar Wettstein: Bundesfeierrède in Basel (1. August 
1928), Zürcher Post, Nr. 180, 1928: «Hat unsere Demokratie wirklich versagt? Unter ihrem 
Regime hat sich der neue Bundesstaat in 80 Jahren blühend entwickelt, die Krisis der Kriegs­
und Nachkriegsjahre haben wir glücklich überwunden, die sozialen Erschütterungen, deren 
Wellen aus den Nachbarstaaten auch zu uns herüberfluteten, sind dank unserer Demokratie 
ohne bleibenden Nachteil für unser Staatswesen vorübergegangen. Wir haben allen Grund zu 
glauben, dass wir es der Demokratie zu danken haben, wenn wir aus allen diesen Wirren so 
glimpflich davongekommen sind. Und dennoch diese Zweifel, diese Verdrossenheit, diese leider 
so weit verbreitete politische Müdigkeit. Liegt das wirklich an den Formen ? Kommt es darauf 
an, was die Demokratie aus uns macht, oder darauf, was wir aus ihr machen?» 

*) Essais économiques, Genf 1895; Etudes et portraits politiques, 1897; La Démocratie 
federative et le Socialisme d'Etat, Genf 1896. 
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trat er aus dem Bundesrate aus und nahm, Arm in Arm mit den westschweizeri­
schen Liberalkonservativen 1) den Kampf gegen die Zentralisation für den Frei­
handel 2) und die individualistische Wirtschaftsidee auf. Er bekämpfte auch die 
Staatsbank (Projekt Hauser), die Forrerschen Versicherungsgesetze, die militärische 
Zentralisation. Droz stand ganz im Banne der klassischen Schule der französischen 
Nationalökonomie und war besonders beeinflusst von Molinari, aber auch von 
Yves Guyot. Wie ablehnend Droz der Intervention des Staates gegenüberstand 
zeigt folgenden Passus aus seiner Schrift «La Démocratie federative et le Socialisme 
d'Etat»: «Au lieu de stimuler les forces vives de la nation, l 'Etat les paralyse. Au 
lieu de procurer le bonheur général, il ne fait naître que le mécontentement, fruit 
d'une intervention malencontreuse qui trouble forcément les intérêts et froisse 
la conscience individuelle du droit.» Auch die Anhänger des wadtländischen 
Radikalismus waren und sind grundsätzliche Gegner der zunehmenden wirtschaft­
lichen Zentralisation3). Louis Ruchonnet prägte die Formel, man solle dem Bunde 
überlassen, was dieser besser besorgen könne als die Kantone, und diesen, was 
sie besser leisten können. Felix Bonjour4) bemerkte, die Formel sei richtig, aber 
elastisch. «Il y a des cas dans lesquels on ne s'entendra pas sur l'opportunité 
de l'application et où l'on différera d'avis sur les résultats de l'activité de l'un ou 
l'autre des pouvoirs.» Auch der Föderalismus radikaler Prägung trat ebenso ent­
schieden wie derjenige der Genfer, Waadtländer und Neuenburger Liberalkonserva­
tiven gegen ein Übermass von Zentralisation auf. Dem Zug nach Zentralisation, 
schrieb Bonjour, stellen sich Hindernisse entgegen, die man nicht unterschätzen 
dürfe. 

Der westschweizerische Föderalismus ist auch auf wirtschaftlichem und sozialem 
Gebiete als ein Faktor in die politische Rechnung zu stellen, an eine vollständige 
Umorientierung einer gleichsam auf dem Boden einer natürlichen Entwicklung 
entstandenen Mentalität ist nicht zu denken. Das nachstehende Urteil eines in 
Bern und beim deutschschweizerischen Freisinn anerkannten Politikers spricht 
dafür: «Pour la Suisse romande, la politique fédéraliste — et j'entends par là 
und politique fédéraliste raisonnable, telle que la concevait et définissait Louis 
Ruchonnet — reste une nécessité primordiale. Tout ce que nous donnerons de 
trop à la centralisation froissera le sentiment obscur mais toujours vivant de la 
race, éveillera ses soupçons, ses méfiances et ses regrets, ne serait-ce déjà qu'au 
point de vue de la langue dans laquelle sont rédigés nos lois, nos ordonnances, nos 
règlements, en un mot tout l'appareil législatif et administratif par lequel le 
gouvernement communique avec le peuple. La centralisation à outrance me paraît 

x) Horace Micheli (1* Idéal démocratique et la crise actuelle, Genf 1916) nannte Numa 
Droz: «un grand libéral et un grand idéaliste». 

2) Schutzzoll oder Freihandel, Bern 1884. 
3) Für das Getreidemonopol ist die vor allem die Bauern umfassende radikale Partei des 

Kantons Waadt aus naheliegenden Gründen eingetreten. 
4) La Démocratie Suisse, Lausanne 1919, S. 26, Bonjour stimmt Nabholz zu (Der Kampf 

um den zentralistischen Gedanken in der eidgenössischen Verfassung, Zürich 1918), wo er bemerkt 
(S. 41): die Gefahr, die mit der fortschreitenden Stärkung der Bundesgewalt auf Kosten der 
Kantone verbunden sei, müsse sich ganz besonders die Mehrheit im Schweizervolk bewusst 
sein, die es im Bundesstaate in der Hand habe, der Minderheit ihr Gesetz aufzunötigen. 



522 Pau l Gygax 

aussi dangereuse pour l'avenir du pays et le maintien de la solidarité des races 
que le serait l'abandon de notre neutralité militaire 1).» 

Die föderalistischen Ideen, auch auf dem wirtschafts- und sozialpolitischen 
Gebiete, sind in der Kriegszeit, als die Gegensätze zwischen deutschschweizerischer 
und westschweizerischer Mentalität scharf aufeinanderprallten, besonders eindrück­
lich vertreten worden vor allem von den liberalkonservativen Genfern und Neuen-
burgern, die antietatistisch und freihändlerisch orientiert sind 2). Edouard Secretan 
gab ihnen im Jahre 1915 folgende volkstümliche Prägung : «La Confédération, c'est 
la grande patrie suisse, où les vingt-cinq petites patries cantonales vivent dans une 
étroite solidarité, mais vivent de leur vie propre, avec leurs traditions et leurs 
langues différentes, leur intérêts économiques aussi, souvent en conflit. La diversité 
dans l'unité, telle est l'âme suisse3).» Es kommt auch nicht von ungefähr, dass die 

x) Felix Bonjour, «Le problème de la Solidarité des races en Suisse» im «Handbuch für die 
Nationalratswahlen 1925», herausgegeben vom Zentralvorstand der freisinnig-demokratischen 
Partei der Schweiz in Bern, S. 69. Vgl. auch die Artikelserie, die Bonjour dem Vortrag von 
Robert Forrer am Parteitag dieser Partei (Juni 1927 in St. Gallen) widmete. La Revue, Lausanne 
(I. VI. 21.—3t. Juli 1927). 

2) «L'Idée libérale», Verlag «Atar», Genf (215 S., keine Jahreszahl). Das Buch enthält 
Vorträge von Albert Bonnard, Horace Micheli, Paul Pictet, Fred, de Rabours. 

3) Im Juli 1928 bemerkte die «Gazette de Lausanne» (Nr. 185): «Ces paroles du colonel 
Edouard Secretan sont vraies aujourd'hui comme elles l'étaient lorsqu'il les prononça il y a 
treize ans.» Von dokumentarischem Wert bleiben die Schriften von William Rappard, «Zur 
nationalen Verständigung und Einigkeit», Zürich 1915, und von Paul Seippel, «Schweizerische 
Wahrheiten», Zürich 1917. Letzterer schrieb (S. 33) : « Ich möchte die deutsche und die romanische 
Schweiz mit den beiden Schwestern von Bethanien vergleichen, die erstere gleicht Martha, die 
zweite gleicht Maria. Mafia hat den bessern Teil gewählt, der ihr nicht geraubt werden wird. 
Aber ich habe mich oft gefragt, wenn die brave Martha nicht da wäre, um die Schwester von 
den materiellen Sorgen zu entlasten, wie würde es dann um den Haushalt stehen ? Wie könnte 
Maria sich den Wallungen ihres edeln Herzens überlassen ? Und ich habe denn doch einen sehr 
grossen Respekt vor Martha, die die weniger schöne und undankbarere Aufgabe gewählt hat. 
Martha ist die Schutzpatronin der deutschen Schweiz. In allen deutschschweizerischen Städten 
finden Sie Häuser mit dem Schild: „Marthahaus" . Seien wir unsern deutschen Eidgenossen dank­
bar dafür, dass sie für die materiellen Bedürfnisse sorgen und uns dadurch den Luxus eines 
Ideals ermöglichen. Und sodann nehmen wir sie, wie sie sind, eine energische Rasse, abgehärtet 
für die Arbeit, eine Rasse, deren kräftige und jugendliche Vitalität herrliche Reserven birgt. 
Lieben wir ihre Kunst und Literatur, deren Gradheit und gesunde Schönheit, und wenn sie uns 
die Hand reichen, so wollen wir in sie einschlagen, wohl wissend, dass das eine kräftige Faust 
ist, die uns in der Stunde der Gefahr nicht fehlen würde. Sie begreifen wohl, dass wir der Schweiz 
etwas zu geben haben, dass wir sie bereichern und vervollständigen können.» Rappard bemerkte 
(S. 33): «Ein besonderer Zug des Welschschweizers ist sein Idealismus. Ich nehme dieses Wort 
hier in einem beinahe amoralischen Sinne, als eine Weltanschauung bezeichnend, in der den 
Ideen, d. h. den geistigen Tatsachen, ein höherer Grad von Bedeutung und von Wert beigemessen 
wird als den materiellen Wirklichkeiten. Die geringere wirtschaftliche Entwicklung der West­
schweiz und die bescheidenere Stellung, die dem Handel und der Industrie von der öffentlichen 
Meinung eingeräumt wird, betrachte ich zugleich als Folge und auch wieder als Ursache dieses 
Idealismus. Man vergleiche, wenn man an der Richtigkeit dieser Auffassung zu zweifeln geneigt 
ist, die wichtigsten welschschweizerischen mit den entsprechenden deutschschweizerischen 
Tageszeitungen. Der Kontrast der sich aus einer solchen Gegenüberstellung ergibt ist ebenso 
bezeichnend wie belehrend. Nur der hier herrschende Mangel an Interesse und Verständnis für 
wirtschaftliche Fragen kann gewisse Erscheinungen der letzten Zeit erklären, die der deutschen 
Schweiz unbegreiflich sind, weil sie dort unmöglich wären. Ich denke z. B. an die jüngsten An-
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Westschweizer, vor allem die liberalkonservativen, zu den Verehrern der Lands­
gemeinde und der kleinen innerschweizerischen Kantone, der «Suisse primitive» 
gehören. 

Im Kanton Zürich brach sich anfangs der neunziger Jahre mit der von Ludwig 
Forrer, Ulrich Meister und Paul Usteri im Jahre 1894 geschaffenen Schweizerischen 
Freisinnig-demokratischen Partei eine Richtung Bahn, die der wirtschaftlichen Zen­
tralisation, soweit sie im Interesse der Verselbständigung der schweizerischen Volks­
wirtschaft lag, die Wege ebnete. Dieser Schaffung der grossen freisinnig-demokra­
tischen Partei der Schweiz ging die Trennung der Liberalen von den Konservativen 
im Kanton Zürich voraus1). Damit wurde auch eine weiterausgreifende, den Aufga­
ben einer neuen Zeit besser gerechtwerdende Wirtschafts-und Sozialpolitik möglich. 

Die freisinnige Richtung in der schweizerischen Politik hat immer mehr die 
manschesterliche Auffassung des Liberalismus abgestreift und sich einer sozial­
liberalen Politik zugewandt, die in den einzelnen Kantonen je nach ihrer poli­
tischen Tradition und wirtschaftlichen und sozialen Struktur verschiedene Nuancen 
aufweist1). «Die Gegenwart zeugt von unserm redlichen Bemühen, sozialen Miss­
ständen abzuhelfen. Unser Programm für die Zukunft ist alles andere eher als 
antisozial. Will die Sozialdemokratie zu seiner Verwirklichung mithelfen, so ist 
sie willkommen. Ihren Klassenkampf aber, ihre Vergewaltigungstheorien, und 
die antinationalen Tendenzen, die sich ihr anhängen, weisen wir mit dem äussersten 
Nachdruck zurück. Ferne sei es von mir, zu bestreiten, dass wir von der Sozial­
demokratie nicht auch für uns gelernt haben und weiter lernen können. Sie hat 
beigetragen zur Neubelebung des altruistischen Gedankens; sie hat uns die Soli­
darität der Menschen und Interessen wieder näher gebracht und in ihrer eigenen 
Organisation ein Vorbild dafür geschaffen. Gegenüber früheren Zeiten ist ein 
grösseres Mass sozialen Empfindens und Fühlens heute deutlich erkennbar 2).» 

«Unser Ziel ist klar. Wir halten fest am liberalen Grundgedanken, der nichts 
von manschesterlicher Übertreibung an sich haben darf, und verteidigen ihn gegen 
die Utopien der doktrinären Verstaatlichung und Sozialisierung wie gegen jede 

griffe auf die Vollmachten des Bundesrates.» Emil Dürr (Neuzeitliche Wandlungen in der 
schweizerischen Politik) bemerkt (S. 73) über den ausgeglichenen wirtschaftlich konservativen 
Charakter und die geringere Industrialisierung der romanischen Schweiz: «Der Gesamtsach­
verhalt in der Politik und der Stand der allgemeinen Parteientwicklung in der welschen Schweiz 
entsprechen eben nur der Tatsache, dass diese gegenüber dem deutschen Landesteil wirtschaft­
lich und sozial weniger differenziert ist. Nur die peripherischen Teile sind hier industrialisiert und 
sozialistisch ergriffen und beeinflusst.» 

x) Es sei verwiesen auf Zurlinden: «Hundert Jahre Bilder aus der Geschichte der Stadt 
Zürich», 1814—1914, S.340 ff., ferner «Ulrich Meister», 1838—1917, ein Zürcher Politiker von 
Hans Schmid, Zürich 1925. Zurlinden schreibt über den «Sieg von Meisters Kompromisspolitik», 
S. 343: «Meisters Politik war zu jeder Zeit ein durch und durch ehrlicher, aufrichtig dem Fort­
schritt ergebener Freisinn, sein politisches Ideal, die Bildung einer freisinnig-demokratischen 
Mittelpartei unter Verschmelzung der fortschrittlichen Liberalen und gemässigten Demokraten 
und Abstossung der Konservativen auf den rechten und der Sozialdemokraten auf den linken 
Flügel. » 

2) Walter Bissegger, «Die freisinnig-demokratische Partei und die Sozialdemokratie», 
Zürich 1910. 
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geistige Unfreiheit. Wir verpflichten uns fernerhin auf die Demokratie und 
kämpfen gegen Diktatur und Terror der Minderheit1).» 

Heinrich Herkner 2) reihte die freisinnig-demokratische Partei der Schweiz 
in die sozialliberale Richtung ein; eine gewisse Verwandtschaft mit den englischen 
Verhältnissen sei unverkennbar. Die Partei betonte in ihren Kundgebungen den 
sozialen Ausgleich. Robert Forrer3) bemerkte im Jahre 1927 in einer program­
matischen Kundgebung: «Wir lehnen die Theorie des Marxismus ebenso ab, wie 
wir das Mittel, durch das die Verwirklichung der sozialistischen Ordnung erobert 
werden will, das Mittel des Klassenkampfes, als verwerflich bezeichnen. Niemals 
kann der Hass Führer sein hinauf zum Höhenweg eines sozial und kulturell 
besseren und schöneren Menschendaseins. Nicht die Zertrümmerung der bestehen­
den Wirtschaftsordnung, sondern ihre Stützung und Festigung durch sozialen Ein­
bau. Das ist der Weg der Synthese zwischen Arbeit und Kapital, den über alle 
dogmatischen Gegensätze hinweg auch jene Sozialisten nicht für ausgeschlossen 
halten, die, wie der leider viel zu früh verstorbene Kollege Naine und sein ihm 
mannigfach verwandter grosser Gesinnungsgenosse Jean Jaurès, einen starken 
Hauch von Idealismus sich bewahrt haben.» 

Unter den Wirtschaftspolitikern der Jahre 1880—1900 ragt der Liberale 
Conrad Cramer-Frey 4) hervor, der die Wirtschaftspolitik auf den verschiedensten 
Gebieten in hervorragendster Weise beeinflusste. Auf verschiedensten Gebieten — 
Notenbankfrage, Münzfrage, Eisenbahnverstaatlichung, Zoll- und Handelspolitik 
— äusserte sich seine überragende Bedeutung. Eine ganze Epoche der schweize­
rischen Wirtschaftspolitik bleibt mit diesem Namen verknüpft. Sein Nachfolger, 
Alfred Frey, hat namentlich das handelspolitische Werk seines Vorgängers fort­
geführt. Er war ein überzeugter Anhänger der Kampfzollpolitik; er forderte hohe 
Generaltarifzölle, um den Vertragsgegner zu zwingen, auf den für uns wichtigen 
Ausfuhrpositionen mit seinen Zöllen herunterzugehen s) . Auf die Zollpolitik der 
letzten vier Jahrzehnte, d. h. von der Zeit der massigen Schutzzölle bis in die 
Nachkriegszeit, hatten namentlich Cramer-Frey, Numa Droz, Alfred Frey, Ernst 
Laur, Bundesrat Schulthess Einfluss. Mit dem Zolltarif des Jahres 1884 begann 
die Zeit der massigen Schutzzölle. Bahnbrechend war die Eingabe der kaufmän­
nischen Gesellschaft Zürich 6) vom Jahre 1882; sie bedeutete die Entstehung der 
Kampf Zollpolitik 7). Seit der Mitte der 1880er Jahre ist diese von Zürich aus­
gehende Bewegung mehr und mehr der Boden geworden, auf dem sich eine neue 
aus Schutz- und Kampfzöllnern gemischte zollpolitische Mehrheit in den eidge-

*) Albert Meyer am freisinnig-demokratischen Parteitag der Schweiz, 9. September 1928. 
2) Die Arbeiterfrage, II . Band, Berlin 1922, S. 180. 
3) Wesen und Ziele der freisinnig-demokratischen Partei der Schweiz. 
4) Über Cramer-Frey: Nekrolog der N. Z. Z. vom 8. Januar 1900, die Trauerreden von 

W. Köchlin und Gustav Vogt, das Zirkular Nr. 232 des «Vorortes», verfasst von Alfred Frey. 
5) 55. Jahresbericht des Schweizerischen Handels- und Industrie-Vereins. 
6) Über ihre Stellung zur Zollpolitik vgl. das zweibändige Werk von Emil Bichard: Kauf­

männische Gesellschaft Zürich und Zürcher Handelskammer 1873—1923. 
7) Eine Schilderung dieser neuen Bichtung bei Traugott Geering: Art. Handelspolitik 

im Beichesberg'schen Handwörterbuch, S. 515 ff. 
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nössischen Räten und im Volke zusammenfand. Im Gegensatz zu dieser Entwick­
lung standen die Westschweiz, die Basler Industriekreise 1)f von denen Geering 
sagt, dass sie mit einem grossen Teil der Ostschweiz «an den freien Traditionen 
der grossen Exportpolitik als einer der wichtigsten Grundlagen des schweize­
rischen Nationalwohlstandes festgehalten haben». Die Zolltarif revision des Jahres 
1891 war von besonderer Bedeutung, weil die wirtschaftlichen Interessengruppen 
stärker in die Erscheinung traten. Beim Zolltarif des Jahres 1902 trat der Schweize­
rische Bauernverband 2) mit seinen Begehren hervor. Die ersten Schutzzoll­
begehren der Landwirtschaft (1885) wurden bei der Partialrevision des Zoll­
tarif es im Jahre 1887 angemeldet. Gleichzeitig lagen Eingaben des Gewerbes vor, 
das seit Jahrzehnten mit seinen wirtschaftlichen Postulaten, vor allem mit der 
Forderung nach einem eidgenössischen Gewerbegesetz, hervortrat. Der Einfluss 
dieser wirtschaftlichen Gruppe wäre stärker zum Ausdruck gekommen, wenn Hand­
werk und Kleinhandel sich auf einer einheitlichen mittelständischen Front hätten 
verständigen können. Das Fehlen dieser Geschlossenheit der Aktion ist zum Teil 
der Grund dafür, dass vor Jahrzehnten schon gestellte Postulate eine gesetz­
geberische Lösung auf dem Boden des Bundes nicht oder nur teilweise gefunden 
haben. Andere Postulate (z. B. Kampf gegen die Warenhäuser, Besteuerung der 
Warenhäuser) sind von den beteiligten Kreisen selbst abgeschrieben worden, 
sei es, dass sich die Ansichten über ein gesetzgeberisches Eingreifen änderten, sei es, 
dass man die Aussichtslosigkeit der Aktion einsah. Zu den originellsten Postulaten, 
die von gewerblicher Seite ausgingen, gehörten die obligatorischen Berufsgenossen­
schaften von Scheidegger (Bern)3). 

In sozialpolitischer Beziehung wurde der westschweizerische Radikalismus in 
seinen hervorragenden Vertretern, vor allem Georges Favon, Adrien Lachenal und 
Alexandre Gavard 4), durch Leon Bourgeois, «Solidarité», beeinflusst. Lachenal 
formulierte sein soziales Glaubensbekenntnis5) als Bundesrat (1898) wie folgt: «Le 
labeur sera de tous les domaines; il devra réaliser, en une synthèse, avec l'égalité 
politique dès longtemps conquise et un développement économique assurant au 
pays la prospérité intérieure autant qu'un bon rang parmi les nations, une évolu­
tion sociale éclairée, sachant accueillir et mesurer toutes les revendications dans 
un esprit de supérieure justice.» 

Theodor Curti, der frühere Redakteur der Frankfurter Zeitung, der nachherige 
Leiter der Züricher Post und der spätere Regierungsrat des Kantons St. Gallen 

1) Über den baslerischen Standpunkt in der Handelspolitik orientiert u. a. die Denkschrift 
der Basler Handelskammer von Hermann Henrici, 1876—1926 (handelspolitische Tätigkeit, 
S. 71 ff.). Koechlin-Geigy erklärte, der Bund dürfe sein Bekenntnis zum Freihandel nicht auf­
geben (S. 71). 

2) Signer: Die treibenden Kräfte der schweizerischen Handelspolitik, Zürich 1914. Das 
Buch bietet eine anschauliche Darstellung der zoll- und handelspolitischen Richtungen seit dem 
Jahre 1850. 

3) Veröffentlichungen des Schweizerischen Gewerbevereins, Bern 1896. 
4) Histoire de la Suisse au X I X e siècle (Genf 1898): «La démocratie républicaine ne peut 

triompher des misères et des obscurantismes qu'à la condition de garantir à ses membres la plus 
grande somme de sécurité intellectuelle, morale et surtout matérielle», S. 456. 

5) Vorwort zum Werke von Gavard. 
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und Nationalrat, war einer der ersten konsequenten Vertreter der Sozialpolitik 
innerhalb der bürgerlichen Demokratie1). Von seinem Aufenthalt in Deutsch­
land gingen die stärksten sozialpolitischen Impulse auf ihn aus. Vom Radikalis­
mus und von Ludwig Forrer trennte ihn eine andere Einstellung zum Katholizis­
mus bzw. zur katholisch-konservativen Partei. Den sozialen Kurs Curtis setzte 
nach seinem Weggang von Zürich Oscar Wettstein fort. Die wirtschaftspolitisch 
soziale Reformarbeit unter eidgenössischen Parlamentariern wies früher zur Zeit 
von Curti, Decurtins, Favon, Lachenal eine gewisse Arbeitsgemeinschaft auf. Man 
suchte unter politisch auseinanderstrebenden Politikern eine Brücke zur Ver­
ständigung zu bauen. Das gemeinsame Band, das diese Männer verband, war 
die Sozialpolitik; bezeichnend war aber auch das gemeinsame Interesse, das sie 
an den Fragen der gewerblichen, kaufmännischen und bäuerlichen Mittelstands­
politik hatten. Die Probleme des sogenannten «Neuen Mittelstandes» traten damals 
noch nicht so stark in den Vordergrund. 

Die katholischen Ideenrichtungen weisen in den letzten drei Jahrzehnten 
einen besonders stark hervortretenden Zug ins Soziale auf. Diese Entwicklung 
bedeutet gewissermassen einen Gegensatz zu der Richtung, die einst Philipp 
Anton von Segesser vertrat, den man als den Vertreter des aristokratisch-autori­
tären Prinzips bezeichnen könnte 2). Die leitenden Persönlichkeiten der katholisch­
konservativen Partei, Caspar Decurtins, Jos. Beck, Georg Baumberger, Emil 
Buomberger, Professor Jung, vertraten innerhalb des Rahmens der christlich­
sozialen Richtung, aber vor allem innerhalb der Gesamtpartei, die Ideen der 
Encyclika rerum novarum Leo XIII . 

Der Bündner Caspar Decurtins 3) war die originellste Erscheinung im poli­
tischen Katholizismus der neueren Zeit, ein Mann von enzyklopädischem Wissen, 
von universellen Interessen, Jurist, Volkswirtschafter, Soziologe, Historiker, 
Politiker, Parlamentarier, Universitätsprofessor, alles in einer Person. Seine 
Tätigkeit im Dienste der sozialen Idee hat den Kurs der katholisch-konservativen 
Partei stärker beeinflusst. Aber auch im Nationalrat Hessen seine sozialen An­
regungen Spuren zurück, da er in sozialen Fragen in enger Fühlung, oft in Überein-

x) Über Th. Curti Paul Gygax: «Wissen und Leben», Januar 1915, Nekrolog der «Zürcher 
Post»,. Januar 1915. Von seinen Schriften seien erwähnt: Geschichte der schweizerischen Volks­
gesetzgebung (zugleich eine Geschichte der schweizerischen Demokratie), Zürich 1885, Die 
schweizerischen Volksrechte 1848—1900, Zürich 1900, Ein internationales Arbeiterschutzamt, 
Geschichte der Schweiz im X I X . Jahrhundert . 

2) Paul Gygax: Caspar Decurtins, Nekrolog in der N. Z. Z., Nr.873, 1. Juni 1916, und in 
«Wissen und Leben» vom I .August 1916, ferner L. Cavelti: C. Decurtins, Gossau 1917. Die religiös­
soziale Bewegung hat in Leonhard Ragaz ihren bekanntesten Vertreter (N. Z.Z., Nr. 1376, 1928, 
zum 60. Geburtstag). Im Buch «Ein sozialistisches Programm », Ölten (keine Jahreszahl), hat Ragaz 
mit anderen seinen Standpunkt zum Sozialismus dargelegt. Er bekämpfte extreme Entwicklungen 
der sozialdemokratischen Partei und ging zum Teil andere Wege. Verwiesen dazu Ed. Ernst: 
«Die evangelische Gewerkschaft und die religiös-soziale Bewegung», Zürich 1926. Im Jahre 1928 
wurde in St. Gallen eine evangelische Volkspartei gegründet. 

3) Auf die schweizerische Wirtschafts- und Sozialpolitik wirkte Decurtins ein als Sozial­
politiker und Vertreter der Interessen der Gebirgsbevölkerung. (Er gehörte zu den Gründern des 
Schweizerischen Bauernbundes.) Die Fragen des Arbeiterschutzes und der Haftpflicht hatten 
sein besonderes Interesse. 


